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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 11/6543, 11/7248 — 

Entwurf eines dienst- und besoldungsrechtlichen Begleitgesetzes 
zum Gesetz über den Auswärtigen Dienst 
(Begleitgesetz Auswärtiger Dienst — BGAD) 


Bericht der Abgeordneten Deres, Kühbacher, Frau Seiler-Albring 
und Frau Vennegerts 


Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, mit Wirkung 
vom 1. Januar 1991 die ergänzenden dienst- und be- 
soldungsrechtlichen Regelungen zu dem in Drucksa- 
che 11/6547 vorliegenden Entwurf eines Gesetzes 
über den Auswärtigen Dienst zu schaffen. Der Gesetz- 
entwurf sieht insbesondere den Wegfall des Kauf- 
kraftabschlages sowie die Einführung eines erhöhten 
Auslandszuschlags für die berufstypische Mehrbela- 
stung und die besondere Situation der Ehegatten im 


Auswärtigen Dienst vor. Ferner soll die Mieteigenbe- 
lastung begrenzt, der Auslandszuschlag für Beamte 
und Soldaten bestimmter Besoldungsgruppen ange- 
hoben sowie eine Zulage für Kanzler an großen Aus- 
landsvertretungen eingeführt werden. 

Der Gesetzentwurf verursacht ab dem Haushaltsjahr 
1991 jährliche Mehrausgaben des Bundes in folgen- 
der Höhe: 



Auswärtiges Amt 
einschließlich 
nachgeordneter 
Bereich 

Bundes- 
ministerium der 
Verteidigung 

Zusammen 


— in Mio. DM — 

a) Abschaffung des Kaufkraftabschlages 

1,8 

0,6 

2,4 

b) Anhebung des Auslandszuschlages 




— Ausgleich berufstypischer Belastungen . . 

9,7 

3,0 

12,7 

— Verheiratetenzuschlag 

11,3 

3,8 

15,1 

— Besoldungsgruppen A 1 bis A 6 

1,0 

4,5 

5,5 

c) Senkung der Mieteigenanteile 

2,8 

0,1 

2,9 

d) Zulage für Kanzler 

0,1 

— 

0,1 


26,7 

12,0 

38,7 
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In den Folgejahren ist mit Steigerungen nach Maß- 
gabe der Entwicklung der Beamtenbesoldung zu 
rechnen. 

Die durch den Gesetzentwurf ab 1991 entstehenden 
Mehrausgaben werden im Bundeshaushalt 1991 so- 
wie bei der Fortschreibung der Finanzplanung des 
Bundes berücksichtigt. 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des Bun- 
des vereinbar. 

Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Innenausschuß keine Änderungen 
mit wesentlichen haushaltsmäßigen Auswirkungen 
empfiehlt. 


Bonn, den 9. Mai 1990 

Der Haushaltsausschuß 

Walther Deres Kühbacher Frau Seiler-Albring Frau Vennegerts 

Vorsitzender Berichterstatter 
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